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Präambel 
Die Bürgerstiftung Neuss ist eine Gemeinschaftseinrichtung von Neusser Bürgerinnen und Bürger 
für ihre Bürger. Sie will dem Gemeinwohl dienen, das Gemeinwesen Neuss nachhaltig stärken und 
Kräfte der Innovation mobilisieren. Hierzu sollen Zustiftungen und Spenden eingeworben werden, 
mit denen die Bürgerstiftung Projekte zur Erfüllung der Stiftungszwecke anstößt, fördert und 
durchführt. Die Bürgerstiftung möchte auch Neusser Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen 
zur eigenen aktiven Beteiligung an gesellschaftlichen Aufgaben anstiften, Hilfe zur Selbsthilfe ge-
ben, insbesondere die Jugend zu Selbstvertrauen und Zukunftshoffnung ermutigen, Anerkennung 
des Andersseins und gegenseitige Achtung fördern, sowie Verständnis und persönlichen Einsatz für 
den freiheitlichen demokratischen Rechtsstaat stärken und das Bewusstsein für politische Verant-
wortung entwickeln und vertiefen. 

 

Nach ihrem Leitbild tritt die Bürgerstiftung Neuss weder in Konkurrenz zu Staat und Kommune, 
noch strebt sie an, Aufgaben aus dem Bereich der staatlichen und kommunalen Verantwortung zu 
übernehmen. Sie möchte zum einen das städtische Angebot ergänzen und zum anderen sollen 
Bürgerinnen und Bürger dazu motiviert werden, sich ehrenamtlich in der Bürgerstiftung und den 
von ihr unterstützten Projekten zu engagieren. In diesem Sinne fördert die Bürgerstiftung Neuss 
gemeinnützige und mildtätige Vorhaben in der Stadt Neuss und führt selbst eigene Projekte durch. 

 

§ 1 

Name, Rechtsform, Sitz 
(1) Die Stiftung führt den Namen "Bürgerstiftung Neuss - Bü.NE". 
(2) Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts und hat ihren Sitz in Neuss. 
 

§ 2 

Stiftungszweck 
(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Sie ist selbstlos tätig 
und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Zweck der Stiftung ist die Förderung und Entwicklung 
 - der Jugend- und Altenhilfe 
 - der Erziehung und Bildung 
 - der Integration und der kulturellen Vielfalt 
 - des öffentlichen Gesundheitswesens 
 - des Sports 
 - der Wissenschaft und Forschung 
 - der Kunst und Kultur 
 - des Heimatgedankens und der Brauchtumspflege 
 - des Natur-, Umwelt-, Landschafts- und Denkmalschutzes 
 - des ehrenamtlichen Engagement in den zuvor genannten Bereichen 
 - des demokratischen Staatswesens allgemein 
 - hilfsbedürftiger Personen i. S. d. § 53 AO 

im Bereich der Stadt Neuss durch eine andere steuerbegünstigte Körperschaft oder Körper-
schaft des öffentlichen Rechts. Daneben kann die Stiftung die oben angegebenen Zwecke 
auch unmittelbar selbst verwirklichen. Im Einzelfall können die Zwecke auch außerhalb der 
Stadt Neuss gefördert werden. 
Zu der allgemeinen Förderung des demokratischen Staatswesens gehören nicht Bestrebun-
gen, die nur bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher Art verfolgen oder die auf den 
kommunalpolitischen Bereich beschränkt sind. 

(3) Die Stiftungszwecke werden insbesondere verwirklicht durch: 
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a) die Unterstützung von Einrichtungen nach Maßgabe des § 58 Nr. 1 und Nr. 2 AO, die 
die vorgenannten Zwecke fördern und verfolgen, 

b) die Förderung der Kooperation zwischen Organisationen und Einrichtungen, die eben-
falls diese Zwecke verfolgen, 

c) die Förderung von Maßnahmen zur Schaffung einer alternativen Konfliktkultur, 
d) geeignete Maßnahmen, z.B. durch öffentliche Veranstaltungen und Publikationen, um 

den Stiftungszweck und –gedanken in der Bevölkerung zu verankern, 
e) die Vergabe von Stipendien, Beihilfen oder ähnlichen Zuwendungen zur Förderung der 

Fort- und Ausbildung, insbesondere von Jugendlichen auf dem Gebiet des Stiftungs-
zwecks, 

f) die Schaffung und Unterstützung lokaler kultureller Einrichtungen und Projekte, 

g) die Zuwendung von Bar- und Sachmitteln an hilfsbedürftige Personen i. S. d.§ 53 AO. 
Die genannten Beispiele zur Zweckverwirklichung sind nicht abschließend. Die Stiftung kann 
alle Maßnahmen durchführen, die geeignet sind, die Stiftungszwecke zu verwirklichen. 

(4) Die Zwecke können sowohl durch operative als auch fördernde Projekte verwirklicht werden. 
(5) Die aufgeführten Zwecke müssen nicht in gleichen Maße verwirklicht werden. 
(6) Die Förderung der genannten Aufgaben schließt die Verbreitung der Ergebnisse durch geeig-

nete Öffentlichkeitsarbeit ein. 
(7) Die Stiftung kann unselbständige steuerbegünstigte Stiftungen als Sondervermögen treu-

händerisch führen. Zustiftungen können auch in Form von Stiftungsfonds auf Wunsch der 
Stifterin oder des Stifters separat verwaltet, mit ihrem Namen verbunden und/oder für eine 
spezielle Aufgabe innerhalb des Stiftungszweckes vorgesehen werden. 
Die Höhe der Mindestbeträge für treuhänderisch geführte unselbständige Stiftungen und Stif-
tungsfonds werden durch den Stiftungsvorstand in Abstimmung mit dem Stiftungsrat festge-
legt. 

 

§ 3 

Stiftungsvermögen, Zustiftungen 
(1) Das Stiftungsvermögen ergibt sich aus der Summe der Stiftungsbeträge gemäß „Stifterliste“ 

der Gründungsurkunde (Stiftungsgeschäft) und den Zustiftungen. 
(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Wert ungeschmälert zu erhalten, sowie möglichst sicher 

und ertragbringend anzulegen. Vermögensumschichtungen durch den Vorstand der Stiftung, 
insbesondere bei Zustiftungen in Form von Sachwerten, sind zulässig. Umschichtungsgewin-
ne dürfen ganz oder teilweise zur Erfüllung des Stiftungszwecks verwendet werden. Absatz 2 
Satz 1 ist zu beachten. 

(3) Mit Zustimmung der Stiftungsaufsichtsbehörde kann das Stiftungsvermögen ausnahmsweise 
bis zur Höhe von 15% seines Wertes in Anspruch genommen werden, wenn anders der Stif-
tungszweck nicht zu verwirklichen ist und die Rückführung der entnommenen Vermögens-
werte zum Stiftungsvermögen innerhalb der drei folgenden Jahre sichergestellt ist. Die Erfül-
lung der Satzungszwecke darf durch die Rückführung nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

(4) Die Stiftung ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, Zuwendungen (Zustiftungen oder Spen-
den) anzunehmen. Zuwendungen wachsen dem Stiftungsvermögen zu, sofern sie von dem 
oder der Zuwendenden dafür bestimmt wurden. Erbschaften und Vermächtnisse gelten 
grundsätzlich als Zustiftungen. Zustiftungen können durch den Zuwendungsgeber einem der 
vorbezeichneten Zweckbereiche oder innerhalb derer einzelnen Zielen zugeordnet werden. 
Sie können ab einem vom Vorstand festzusetzenden Betrag mit seinem Namen (Stiftungs-
fonds) verbunden werden. 

(5) Zweckbindungen eines Stiftungsfonds, die wegen veränderter Verhältnisse nicht mehr sinn-
voll erscheinen, kann der Vorstand mit Zustimmung des Stiftungsrates aufheben, sofern der 
ursprünglich vorgesehene steuerbegünstigte Zweck beibehalten bleibt. 



 
 

 

 
Satzung der Bürgerstiftung Neuss – Bü.NE   Seite  von 4 von 8 

 

§ 4 

Stiftungsmittel 
(1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträgen des Stiftungsvermögens und den Zuwen-

dungen Dritter, die nicht dem Stiftungsvermögen zugeführt werden (Spenden). 
(2) Die Stiftungsmittel sind im Rahmen der steuerrechtlichen Vorschriften zeitnah zur Erfüllung 

des Stiftungszwecks zu verwenden. Freie oder zweckgebundene Rücklagen können gebildet 
werden, soweit dies stiftungsrechtlich und steuerrechtlich zulässig ist. Freie Rücklagen dürfen 
ganz oder teilweise dem Vermögen zugeführt werden. 

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 
Stifter und Stifterinnen und ihre Erben/Rechtsnachfolger erhalten in dieser Eigenschaft keine 
Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung. Die Stiftung darf keine Person durch Ausgaben, die 
den Zwecken der Stiftung fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen be-
günstigen. 

(4) Den durch die Stiftung Begünstigten steht ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung 
nicht zu. Empfänger von Stiftungsleistungen sollen über deren Verwendung Rechenschaft ab-
legen. 

 

§ 5 

Organisation 
(1) Organe der Stiftung sind 

a) der Stiftungsrat, 

b) der Vorstand. 

Die Mitglieder der  genannten Organe dürfen nicht dem jeweils anderen Organ angehören. 
(2) Die Mitglieder des Stiftungsrates und des Vorstands haften nur für Vorsatz und grobe Fahr-

lässigkeit. Die Haftung nach den Steuergesetzen bleibt hiervon unberührt. 
(3) Die Stiftung kann zur Erledigung ihrer Aufgaben unentgeltlich oder entgeltlich Hilfspersonen 

beschäftigen oder die Erledigung ganz oder teilweise auf Dritte übertragen. 
(4) Die Stiftung kann eine Geschäftsführung einrichten. Der Vorstand legt in diesem Fall in der 

Geschäftsordnung fest, in welchem Umfang er Aufgaben überträgt und erteilt die erforderli-
chen Vollmachten. Die Geschäftsführung hat die Stellung eines besonderen Vertreters im 
Sinne des § 30 BGB. 

 

§ 6 

Stiftungsrat 
(1) Der Stiftungsrat besteht aus mindestens drei und höchstens fünfzehn Personen. Der erste 

Stiftungsrat wird durch die Stifterinnen/die Stifter mit dem Stiftungsgeschäft festgelegt. Alle 
folgenden Stiftungsratsmitglieder, erstmals nach einem Jahr, ergänzen sich durch Kooptati-
on. 

(2) Die Amtszeit der Stiftungsratmitglieder beträgt vier Jahre. Wiederbestellung ist zulässig. 
Sollte die Mindestanzahl der Mitglieder mit dem Ausscheiden eines Mitglieds unterschritten 
werden, bleibt es nach Ablauf seiner Amtszeit bis zur Bestätigung eines Nachfolgers im Amt. 

(3) Der Stiftungsrat wählt die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden und die stellvertretende Vorsit-
zende bzw. den stellvertretenden Vorsitzenden aus seiner Mitte. 

(4) Der Stiftungsrat kann ihm angehörende Mitglieder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
abberufen. Die Abberufung bedarf einer Mehrheit von ¾ der Mitglieder des Stiftungsrates. 
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(5) Der Stiftungsrat überwacht als unabhängiges Kontrollorgan über die Einhaltung der Stif-
tungssatzung und berät den Vorstand hinsichtlich der Festlegung der konkreten Ziele und 
Prioritäten der Stiftung. Er kann vom Vorstand jederzeit Einsicht in sämtliche Geschäftsun-
terlagen der Stiftung verlangen; es besteht ein uneingeschränktes Auskunftsrecht. 

(6) Dem Stiftungsrat obliegt insbesondere: 

a) die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern des Vorstandes, 
b) die Prüfung und Genehmigung des Wirtschaftsplanes für das jeweilige Rechnungsjahr 

sowie des Jahresabschlusses und des Tätigkeitsberichtes des Vorjahres, 

c) Entlastung des Vorstandes, 

d) der Beschluss über die Geschäftsanweisung für den Vorstand, 

e) die Bestätigung der Geschäftsordnung des Vorstandes, 
f) der Abschluss von Anstellungsverträgen mit Vorstandsmitgliedern und Mitgliedern der 

Geschäftsführung und die Bestätigung deren Geschäftsanweisung. 
(7) Die Form der Einberufung und Beschlussfassung ist in einer besonderen Geschäftsordnung 

geregelt. 
(8) Die Mitglieder des Stiftungsrates sind ehrenamtlich für die Stiftung tätig. Ihnen dürfen keine 

Vermögensvorteile zugewendet werden. Die ihnen entstandenen angemessenen Auslagen 
und Aufwendungen können nach Maßgabe eines entsprechenden Stiftungsratbeschlusses er-
stattet werden. 

 

§ 7 

Vorstand 
(1) Der Vorstand hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters der Stiftung. Er vertritt die Stif-

tung gerichtlich und außergerichtlich. 
(2) Er besteht aus mindestens drei und höchstens sechs Personen. Der Vorstand wählt aus sei-

nen Reihen seine Vorsitzende/seinen Vorsitzenden und deren/dessen Vertreterin/Vertreter. 
(3) Der Vorstand handelt durch seine Vorsitzende/seinen Vorsitzenden gemeinsam mit de-

ren/dessen Vertreterin/Vertreter oder einem weiteren Mitglied. Bei Verhinderung der/des 
Vorsitzenden handelt deren/dessen Vertreterin/Vertreter gemeinsam mit einem weiteren 
Mitglied. Eine Einzelvertretungsbefugnis und Befreiung von den Beschränkung des § 181 BGB 
können durch den Stiftungsrat erteilt werden. 

(4) Der erste Vorstand wird durch die Stifterinnen bzw. Stifter bestimmt. Jeder weitere Vorstand 
wird vom Stiftungsrat gewählt. Werden Mitglieder des Stiftungsrates in den Vorstand beru-
fen, scheiden sie aus dem Stiftungsrat aus. 

(5) Die Amtszeit des Vorstandes beträgt vier Jahre. Wiederwahl ist zulässig. Mitglieder des Vor-
standes können vom Stiftungsrat jederzeit, jedoch nur aus wichtigem Grund, mit einer 
Mehrheit von ¾ der anwesenden oder vertretenen Stimmberechtigen abberufen werden. Vor 
der entsprechenden Abstimmung hat das betroffene Vorstandsmitglied Anspruch auf Gehör. 

(6) Der Vorstand führt die Stiftung. Er legt im Rahmen des Stiftungszweckes die konkreten Ziele 
und Prioritäten sowie das Konzept der Projektarbeit fest. Er sorgt für die Ausführung der Be-
schlüsse des Stiftungsrates. Die Geschäfte der Stiftung sind mit der Sorgfalt eines ordentli-
chen Geschäftsleiters zu führen und der Vorstand sorgt für die ordnungsgemäße Bewirtschaf-
tung der Stiftung. Vor Anfang des Rechnungsjahres stellt der Vorstand einen Wirtschaftsplan 
auf, der auch jährlich fortzuschreibende langfristige Vorhaben berücksichtigen muss. Im je-
weiligen Rechnungsjahr erstattet der Vorstand dem Stiftungsrat Bericht über die laufende 
Geschäftstätigkeit. Nach Ablauf des Rechnungsjahres hat der Vorstand neben den sich aus § 
11 dieser Satzung ergebenden Pflichten, die in § 8 dieser Satzung genannten Informations-
pflichten zu erfüllen. 

(7) Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt, an den Sitzungen des Stiftungsrates teilzuneh-
men. Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall über sie persönlich beraten wird. 
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(8) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. 
(9) Die Mitglieder des Vorstands sind ehrenamtlich für die Stiftung tätig. Ihnen dürfen keine 

Vermögensvorteile zugewendet werden. Die ihnen entstandenen angemessenen Auslagen 
und Aufwendungen können nach Maßgabe eines entsprechenden Vorstandsbeschlusses er-
stattet werden. Mitglieder des Vorstands können aber auch hauptamtlich für die Stiftung tä-
tig sein. Die Entscheidung darüber und gegebenenfalls über die Höhe der Vergütung obliegt 
dem Stiftungsrat. 

 

§ 8 

Stiftungsforum 
(1) Das Stiftungsforum ist ein Instrument der Rechenschaftslegung und der Öffentlichkeitsarbeit, 

um für die Bürgerinnen und Bürger transparent zu sein. 
(2) Das Stiftungsforum besteht aus den Stiftern, d. h. aus Personen, die einen vom Stiftungsrat 

bestimmten Mindestbetrag gestiftet oder zugestiftet haben. Die Zugehörigkeit besteht auf 
Lebenszeit. Sie ist weder übertragbar noch geht sie mit dem Tode des Stifters auf dessen Er-
ben über. Juristische Personen können dem Stiftungsforum nur unter der Bedingung und so 
lange angehören, als sie eine natürliche Person zu ihrem Vertreter in das Stiftungsforum 
bestellen und diesen der Stiftung schriftlich mitteilen; für die Dauer deren Zugehörigkeit gilt 
Absatz 2 Satz 2 sinngemäß. 

(3) Bei Zustiftungen aufgrund einer Verfügung von Todes wegen kann der Erblasser in der Ver-
fügung von Todes wegen eine natürliche Person bestimmen, die dem Stiftungsforum angehö-
ren soll; für die Dauer deren Zugehörigkeit gilt Absatz 2 Satz 2 sinngemäß. 

(4) Das Stiftungsforum soll mindestens einmal im Jahr vom Vorsitzenden des Vorstandes zu 
einer Sitzung einberufen werden. 

(5) Der Zuständigkeit des Stiftungsforums unterliegen die Kenntnisnahme des Wirtschaftsplanes 
für das jeweilige Haushaltsjahr sowie des Jahresabschlusses und des Tätigkeitsberichts des 
Vorjahres. 

 

§ 9 

Fachausschüsse, Arbeitsgruppen 
(1) Der Vorstand kann Fachausschüsse sowie auch Arbeitsgruppen einrichten und sie mit einem 

Budget ausstatten. Die Fachausschüsse und Arbeitsgruppen sollen von einem Mitglied des 
Vorstandes geleitet werden, der für die ordentliche Verwaltung des Budgets verantwortlich 
ist. Die Besetzung der Ausschüsse und Arbeitsgruppen erfolgt durch den Vorstand. 

(2) Aufgabe der Fachausschüsse ist die Beratung der Stiftungsorgane in allen Angelegenheiten 
ihres Fachgebiets sowie die Durchführung von stiftungseigenen Projekten und sonstigen Ver-
anstaltungen im Rahmen der Vorgaben des Vorstandes sowie des Stiftungsrates. 

(3) In den Arbeitsgruppen kann eine größere Zahl von Bürgerinnen und Bürger sich aktiv an der 
Arbeit der Stiftung beteiligen. 

(4) Der Vorstand kann für die Arbeit der Fachausschüsse und Arbeitsgruppen in Abstimmung mit 
dem Stiftungsrat eine Geschäftsordnung erlassen. 

(5) Die Mitglieder des Stiftungsrats und Vorstands sind berechtigt, an den Sitzungen der Arbeits-
gruppen teilzunehmen. 
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§ 10 

Rechnungsjahr 
Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Rechnungsjahr endet am 31. Dezember des 
Jahres, in dem die Stiftung als rechtsfähig anerkannt wird. 

 

§ 11 

Jahresabrechnung 
(1) Der Stiftungsvorstand hat innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Rechnungsjahres die 

Jahresrechnung und einen Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke zu erstellen. Die 
Jahresabrechnung mit Vermögensübersicht (Jahresrechnung) ist nach kaufmännischen 
Grundsätzen in Form eines handelsrechtlichen Jahresabschlusses aufzustellen. Der Vorstand 
ist ermächtigt in dem rechtlich vorgegebenen Rahmen Rücklagen zu dotieren. 
Der Jahresabschluss muss die einschlägigen steuerlichen Bestimmungen erfüllen und mit den 
Anforderungen der Stiftungsaufsichtsbehörde übereinstimmen. 

(2) Der Jahresabschluss und der Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke sind dem Stif-
tungsrat vorzulegen. 

(3) Danach ist der Jahresabschluss mit dem Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke un-
verzüglich innerhalb von neun Monaten nach Ablauf des Rechnungsjahres der Stiftungsauf-
sichtsbehörde einzureichen. 

 

§ 12 

Satzungsänderungen 
(1) Satzungsänderungen sind zulässig. Über Satzungsänderungen, die nicht den Stiftungszweck 

betreffen, beschließt der Vorstand mit Zustimmung des Stiftungsrates. 
(2) Wenn aufgrund einer wesentlichen Veränderung der Verhältnisse die Erfüllung des Stiftungs-

zwecks nicht mehr sinnvoll erscheint, können Vorstand und Stiftungsrat gemeinsam den Stif-
tungszweck ändern oder einen neuen Stiftungszweck beschließen. Der Beschluss bedarf einer 
Mehrheit von jeweils ¾ der Stimmen der Mitglieder des Vorstands und des Stiftungsrates. 

(3) Der neue oder geänderte Stiftungszweck muss ebenfalls steuerbegünstigt sein und darf die 
Gemeinnützigkeit der Stiftung nicht beeinträchtigen. 

 

§ 13 

Auflösung der Stiftung und Zusammenschluss 
(1) Stiftungsvorstand und Stiftungsrat können gemeinsam mit einer Mehrheit von ¾ ihrer Mit-

glieder die Auflösung der Stiftung oder den Zusammenschluss mit einer oder mehreren an-
deren steuerbegünstigten Stiftungen beschließen, wenn die Umstände es nicht zulassen, den 
Stiftungszweck dauernd und nachhaltig zu erfüllen und auch die nachhaltige Erfüllung eines 
nach § 13 Abs. 2 dieser Satzung geänderten oder neuen Stiftungszwecks nicht in Betracht 
kommt. 

(2) Die durch den Zusammenschluss entstehende neue Stiftung muss ebenfalls steuerbegünstigt 
sein. 
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§ 14 

Vermögensanfall 
Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt 
das  Vermögen an eine oder mehrere zuvor vom Vorstand mit Zustimmung des Stiftungsrates be-
stimmte andere rechtsfähige steuerbegünstigte Stiftung(en), die es im Sinne dieser Satzung zu 
unmittelbar und ausschließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken zu verwenden hat (ha-
ben). Die Beschlüsse dürfen erst nach Einwilligung des zuständigen Finanzamtes und in Abstim-
mung mit der Stiftungsaufsichtsbehörde ausgeführt werden. 

 

§ 15 

Stellung des Finanzamtes 
(1) Unbeschadet der sich aus dem Stiftungsgesetz ergebenden besonderen Genehmigungs-

pflichten sind Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung dem zuständigen 
Finanzamt anzuzeigen. 

(2) Bei Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung betreffen, ist zuvor eine Stellungnahme 
des Finanzamts zur Steuerbegünstigung einzuholen. 

 

§ 16 

Stiftungsaufsichtsbehörde 
(1) Stiftungsaufsichtsbehörde ist die Bezirksregierung Düsseldorf, oberste Stiftungsaufsichtsbe-

hörde ist das Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen. 
(2) Die Stiftung unterliegt der Rechtsaufsicht nach Maßgabe des für Stiftungen geltenden Rechts. 

Die stiftungsaufsichtsbehördlichen Anerkennungs- und Zustimmungsbefugnisse sind zu be-
achten. 

(3) Die Stiftungsaufsichtsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über alle Angelegenheiten der Stif-
tung zu unterrichten. Ihr ist unaufgefordert der Jahresabschluss vorzulegen. 

 

 

 

Neuss, den 22. Januar 2008 


